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Aufgrund des§ 10 i. V. m. §§ 8 und 45Abs. 2 Nr. 1 Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG 
LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA2014 S. 288) hat der Stadtrat der Hansestadt Osterburg (Altmark) in seiner Sit­
zung am 02.07 .2015 folgende Hauptsatzung beschlossen: 

1. ABSCHNITT - BENENNUNG UND HOHEITSZEICHEN 

§ 1 Name, Bezeichnung, Ortsteile 
(1) Die Gemeinde führt den Namen Hansestadt Osterburg (Altmark) und ist kreisangehörige Stadt im Land­
kreis Stendal. 
(2) Die Hansestadt Osterburg (Altmark) besteht aus den Ortsteilen Osterburg, Dobbrun, Krumke, Zedau, Bal­
lerstedt, Klein Ballerstedt, Düsedau, Calberwisch, Erxleben, Polkau, Flessau, Storbeck, Natterheide, Rönne­
beck, Wollenrade, Gladigau, Schmersau, Orpensdorf, Königsmark, Rengerslage, Wasmerslage, Wolterslage, 
Krevese, Dequede, Polkern, Röthenberg, Meseberg, Rossau, Schliecksdorf, Walsleben und Uchtenhagen. 

§ 2 Wappen, Flagge, Dienstsiegel 
(1) Die Hansestadt Osterburg (Altmark) verwendet das historische Wappen der Stadt Osterburg. 
(2) Die Blasonierung lautet: „In Silber eine schräg ansteigende schwarzgefugte rote Zinnenmauer; das offene Tor 
mit hochgezogenem goldenen Fallgatter; hinterder Mauer zwei niedere innere und zwei höhere äußere Türme mit 
blauen goldbeknauften Kuppeldächem; zwischen den Türmen schwebend ein goldbewehrter roter Adler." 
(3) Die Hansestadt Osterburg (Altmark) führt die Farben Rot und Weiß. 
(4) Die Flagge der Hansestadt Osterburg (Altmark) ist roVweiß (1 :1), gestreift (Querform: Streifen waagerecht 
verlaufend, Längsform: Streifen senkrecht verlaufend) und mittig mitdem Stadtwappen belegt. 
(5) Das Wappen der Stadt wird im Dienstsiegel geführt. 
Die Siegelumschrift lautet: „Hansestadt Osterburg (Altmark)". 
(6) Die Ortschaften sowie ihre Vereine führen ihre bisherigen Wappen und Flaggen als Ausdruck der Verbun­
denheit der Bevölkerung mit ihrer Ortschaft weiter. 

II. ABSCHNITT - ORGANE 
§3 Stadtrat 
(1) Der Gemeinderat der Hansestadt Osterburg (Altmark) führt die Bezeichnung „Stadtrat". 
(2) Die ehrenamtlichen Mitgliederführen die Bezeichnung „Stadträtin" oder „Stadtrat". 
(3) Der Stadtrat wählt in der konstituierenden Sitzung für die Dauer der Wahlperiode aus der Mitte der ehren­
amtlichen Mitglieder einen Vorsitzenden und zwei Stellvertreter für den Verhinderungsfall. Die Stellvertreterfüh­
ren nach der Reihenfolge der Vertretungsbefugnis die Bezeichnung „Erster'' bzw. „zweiter stellvertretender Vor­
sitzender des Stadtrates". 
(4) Der Vorsitzende und die Stellvertreter können mit der Mehrheit der Mitglieder abgewählt werden. Eine 
Nachwahl hat unverzüglich stattzufinden. 

§ 4 Zuständigkeit des Stadtrates und Festlegung von Wertgrenzen 
Der Stadtrat entscheidet über 

1. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen, wenn der Vermögens­
wert 30.000,00 Euro übersteigt 
2. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigungen, wenn der Vermögenswert 
12.000 Euro übersteigt, 
3. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Ziff. 7 und 10 KVG LSA, wenn der Vermögenswert 
50.000,00 Euro übersteigt, 
4. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Ziff. 13 KVG LSA, es sei denn, es handelt sich um Rechtsgeschäfte auf­
grund einer förmlichen Ausschreibung oder um Geschäfte der laufenden Verwaltung, wenn der Wert 5.000,00 
Euro übersteigt, 
5. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Ziff. 16 KVG LSA, wenn der Vermögenswert 50.000,00 Euro übersteigt, 

6. die Führung von Rechtsstreitigkeiten im Klageverfahren i. S. v. § 45 Abs. 2 Ziff. 19 KVG LSA, wenn der 
Streitwert im Einzelfall 30.000,00 Euro übersteigt, 
7. die Annahme und Vermittlung von Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen für einzelne Auf­
gaben der Stadt, wenn der Vermögenswert 15.000 Euro übersteigt, 
8. die Mitgliedschaft in kommunalen Verbänden und Vereinigungen sowie die Aufnahme partnerschaftlicher 
Beziehungen zu anderen Kommunen auf Vorschlag des Bürgermeisters, 
9. die Gewährung von Zuschüssen und Beihilfen an Vereine und ähnliche Gemeinschaften, wenn der Wert 
10.000,00€ übersteigt. 

§ 5 Ausschüsse des Stadtrates 
Der Stadtrat bildet zur Erfüllung seiner Aufgaben die folgenden ständigen Ausschüsse: 

1. als beschließenden Ausschuss 
• den Hauptausschuss 

2. als beratende Ausschüsse 
• Bau- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
• Ausschuss für Soziales, Kultur und Ordnungsangelegenheiten 
• Ausschuss für Finanzen und Liegenschaften 

§ 6 Beschließender Ausschuss 
( 1) Dem beschließenden Ausschuss sitzt der Bürgermeister vor. 
(2) Der Hauptausschuss besteht aus acht Stadträten und dem stimmberechtigten Bürgermeister als Vorsitzen­
den. Für den Verhinderungsfall beauftragt der Bürgermeister seinen allgemeinen Vertreter mit seiner Vertre­
tung. Ist auch seine Vertretung verhindert, bestimmt der Ausschuss aus dem Kreis der stimmberechtigten Mit­
glieder die Person, die dem Bürgermeister im Vorsitz vertritt. 
(3) Der Hauptausschuss berät die Beschlüsse des Stadtrates vor.Abschließend entscheidet er über: 

1. die Ernennung, Einstellung und Entlassung der Beamten ab dem 2. Einstiegsamt der Laufbahngruppe 
1 (A6) sowie die Einstellung und Entlassung der tariflich beschäftigten Mitarbeiter ab der Entgeltgruppe 
5 sowie im Sozial und Erziehungsdienst ab der Entgeltgruppe S 7 (Leiter/in von Kindereinrichtungen) 
im Einvernehmen mitdem Bürgermeister, 

2. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigungen, wenn derVermö 
genswertzwischen 5.000 Euro und 12.000 Euro liegt, 

3. Vergaben nach der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB), der Vergabe- und Ver 
tragsordnung für Leistungen (VOL) und der Vergabeordnung für freiberufliche Leistungen (VOF), 
soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt oder die Wertgrenze unter 
50.000,00 €liegt. 

4. Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen, wenn der Vermögenswert 
10.000,00 Euro übersteigt bis zu einer Wertgrenze von 30.000,00 Euro. 

5. Rechtsgeschäfte im Sinne des§ 45Abs. 2 Ziff. 7 KVG LSA, deren Vermögenswert 20.000,00€ über 
steigt, bis zu einer Wertgrenze von 50.000,00 €. 

6. Rechtsgeschäfte im Sinne des§ 45Abs. 2 Ziff. 10 KVG LSA, deren Vermögenswert 5.000,00€ über 
steigt, bis zu einer Wertgrenze von 50.000,00 €. 

7. die Führung von Rechtsstreitigkeiten im Klageverfahren i. S. v. § 45 Abs. 2 Ziff. 19 KVG LSA, wenn der 
Streitwert im Einzelfall 5.000,00 Euro übersteigt, bis zu einer Wertgrenze von 30.000,00 €. 

8. Rechtsgeschäfte im Sinne von§ 45Abs. 2 Ziff. 13 KVG LSA, wenn der Vermögenswert 2.500,00€ über 
steigt, bis zu einer Wertgrenze von 5.000,00€, 

9. Rechtsgeschäfte im Sinne des§ 45Abs. 2 Ziff. 16 KVG LSA, deren Vermögenswert 5.000,00€ über 
steigt, bis zu einer Wertgrenze von 50.000,00 € 

10. Angelegenheiten im Rahmen seiner Zuständigkeit gemäß§ 45Abs. 5 KVG LSAund alle übrigenAnge 
legenheiten des eigenen Wirkungskreises, für die nicht gemäß § 45 Abs. 2 KVG LSA der Stadtrat 
bzw. gemäß§§ 60, 65 und 66 KVG LSAder Bürgermeister ausschließlich zuständig ist 

11. die Gewährung von Zuschüssen und Beihilfen an Vereine und ähnliche Gemeinschaften bis zur Wert 
grenze von 10.000,00 €. 

12. die Annahme und Vermittlung von Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen für einzelne 
Aufgaben der Stadt, wenn derVermögenswert500 Euro übersteigt, bis zu einer Wertgrenze von 15.000,00 Euro. 

(4) Der Hauptausschuss fungiert als Gesellschafterversammlung der städtischen Gesellschaften, die über kei­
nen Aufsichtsrat verfügen. DerStadtratwird überdie Ergebnisse informiert. 
(5) Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des beschließenden Ausschusses ist die Angelegenheit dem Stadt­
rat zur Beschlussfassung vorzulegen. 
(6) Die vom Hauptausschuss abschließend gefassten Beschlüsse werden in der nächsten Sitzung des Stadt­
rates bekannt gegeben. 
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§ 7 Beratende Ausschüsse 
(1) Die Ausschüsse bestehen aus acht Stadträten. Der Bürgermeister kann jederzeit an den Sitzungen teilneh­
men.AufVerlangen ist ihm das Wort zu erteilen. 
(2) Je ein ehrenamtliches Mitglied des Stadtrates übernimmt den Vorsitz in den nachfolgend aufgeführten Aus­
schüssen: 

• Bau- und Wirtschaftsförderungsausschuss 
• Ausschuss für Soziales, Kultur und Ordnungsangelegenheiten 
• Ausschuss für Finanzen und Liegenschaften 

(3) Der Bau- und Wirtschaftsförderungsausschuss befasst sich mit der Beratung von Bauprojekten, Radwege­
netz, ländlicher Wegebau, Naturschutz, Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen, Begleitung des Baues der A 14, 
Immissionsschutz, Wirtschaftsförderung, Dorfentwicklung, Stadtsanierung, Stadt- und Regionalplanung sowie 
Tourismus. 
(4) Dem Ausschuss für Soziales und Ordnungsangelegenheiten obliegen folgende Aufgaben: Schulen, Kin­
dertagesstätten, Bibliothek, Jugend- und Vereinsförderung, Sport-, Kultur- und Seniorenangelegenheiten, 
Brand- und Katastrophenschutz,Ordnungsangelegenheiten. 
(5) Der Ausschuss für Finanzen und Liegenschaften befasst sich mit der Erstellung und Umsetzung des Haus­
haltsplanes, Ausstattung der Ortschaften mit finanziellen Mitteln, Gebühren, Beiträgen, Entgelten und sonsti­
gen Abgaben, Windkraftanlagen, Gewässerunterhaltung, Fortschreibung der Prioritätenliste sowie der Umset­
zung der Doppik. Darüber hinaus befasst er sich mit Grundstücksangelegenheiten, Ausgestaltung von Miet­
und Pachtverträgen, Verwaltung kommunaler Flächen und Separationsflächen sowie den Dorfgemeinschafts­
und Vereinshäusern. 
(6) Die Ausschussvorsitze werden den Fraktionen im Stadtrat in der Reihenfolge der Höchstzahlen nach d' 
Hondt zugeteilt. Bei gleichen Höchstzahlen entscheidet das Los, das der Vorsitzende des Stadtrates zieht. Die 
Fraktionen benennen die beratenden Ausschüsse, deren Vorsitze sie beanspruchen, in der Reihenfolge der 
Höchstzahlen und bestimmen den Vorsitzenden aus der Mitte der den Ausschüssen angehörenden Stadträte. 
Die Fraktion, die den Vorsitzenden stellt, benennt auch den Vertreter für den Verhinderungsfall aus der Mitte der 
dem jeweiligen Ausschuss angehörenden Stadträte der Fraktion. 
(7) In folgende Ausschüsse werden durch den Stadtrat je sieben sachkundige Einwohner mit beratender Stimme beru­
fen: 

• Ausschuss für Bau- und Wirtschaftsförderung 
• Ausschuss für Soziales, Kultur und Ordnungsangelegenheiten 
• Ausschuss für Finanzen und Liegenschaften 

(8) Die Amtszeit der sachkundigen Einwohner endet, sofern ihre Berufung zuvor nicht widerrufen wird, mit dem 
Zusammentritt des neu gewählten Stadtrates. 

§ 8 Geschäftsordnung 
(1) Das Verfahren im Stadtrat und in den Ausschüssen wird durch eine vom Stadtrat zu beschließende 
Geschäftsordnung geregelt. 
(2) Das Verfahren in den Ortschaftsräten wird durch eine in den Ortschaftsräten zu beschließende Geschäfts­
ordnung geregelt. 

§ 9 Bürgermeister 
(1) Der Bürgermeister vertritt und repräsentiert die Hansestadt Osterburg (Altmark). Er erledigt die gesetzlich 
übertragenen Aufgaben und die vom Stadtrat durch Beschluss übertragenen Aufgaben in eigener Verantwor­
tung. Zu den Geschäften der laufenden Verwaltung nach§ 66Abs. 1 Satz 3 KVG LSAgehören die regelmäßig 
wiederkehrenden Geschäfte, die nach bereits festgelegten Grundsätzen entschieden werden und keine 
wesentliche Bedeutung haben oder im Einzelfall einen Vermögenswert von 10.000 Euro nicht übersteigen. 
Darüber hinaus werden ihm folgende Angelegenheiten zur selbständigen Erledigung übertragen: 

• die Entscheidung über Widersprüche in Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises gemäß§ 68 i. V. 
m. § 73 Verwaltungsgerichtsordnung; das gilt nicht für Rechtsstreitigkeiten mit den Aufsichtsbehörden, 

• die Einstellung, Eingruppierung und Entlassung Beamten bis zum 1. Einstiegsamt der Lau1bahngruppe 1 (A5), 
der Arbeitnehmer in den Entgeltgruppen 1 bis 4 , S 1 bis S 6 TVöD, Auszubildende und geringfügig 
beschäfligeArbeitnehmeraufderGrundlagedergültigen Rechtsvorschriften, Tarifverträge und des Stellenplanes, 

• Die Entscheidung über die in§ 6Abs. 3 genannten Rechtsgeschäfte, sofern die dort festgelegten Wert 
grenzen unterschritten werden. 

(2) Der Bürgermeister entscheidet auf Antrag, dem grundsätzlich ein Verwendungsmuster beizufügen ist, über 
die Verwendung des Stadtwappens durch alle im Stadtrat vertretenden Parteien sowie durch die gemeinnützi­
gen Vereine der Hansestadt Osterburg (Altmark). 
(3) Bei Rechtsgeschäften nach § 4 der Hauptsatzung, soweit der Bürgermeister allein darüber entscheiden 
kann, ist der Hauptausschuss zu informieren. 
(4) Können Anfragen der Stadträte nach§ 43Abs. 3 Satz 2 KVG LSAnicht sofort mündlich beantwortet werden, 
so antwortet der Bürgermeister innerhalb einer Frist von einem Monat schriftlich. 
(5) Dem Bürgermeister obliegt die Pflege vorhandener Partnerschaften. 

§ 10 Gleichstellungsbeauftragte 
(1) Zur Verwirklichung des Grundrechtes der Gleichberechtigung von Frauen und Männern bestellt der Stadt­
rat im Einvernehmen mit dem Bürgermeisters eine in der Verwaltung hauptberuflich Tätige und betraut sie mit 
der Gleichstellungsarbeit. Von ihren sonstigen Arbeitsaufgaben ist die Gleichstellungsbeauftragte entspre-
chend zu entlasten. 
(2) Die Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten ist widerruflich. Über die Abberufung entscheidet der Stadtrat 
im Ein 

vernehmen mit dem Bürgermeister. Einer Abberufung bedarf es nicht bei Beendigung des Beschäftigungsverhält­
nisses. 
(3) Die Gleichstellungsbeauftragte ist in Ausübung ihrer Tätigkeit nicht weisungsgebunden. An den Sitzungen 
des Stadtrates und seiner Ausschüsse kann sie teilnehmen, soweit ihr Aufgabengebiet betroffen ist. In Angele­
genheiten ihres Aufgabenbereiches ist ihr auf Wunsch das Wort zu erteilen. Die Gleichstellungsbe-
auftragte ist unmittelbar dem Bürgermeister unterstellt. 

III. ABSCHNITT - UNTERRICHTUNG UND BETEILIGUNG DER EINWOHNER 

§ 11 Einwohnerversammlung 
(1) Über allgemein bedeutsame Angelegenheiten der Hansestadt Osterburg (Altmark) können die Einwohner 
auch durch Einwohnerversammlungen unterrichtet werden. Der Bürgermeister beruft die Einwohnerver­
sammlungen ein. Er setzt die Gesprächsgegenstände sowie Ort und Zeit der Veranstaltung fest. Die Ein-
ladung ist gemäß§ 18 i.V.m. der Bekanntmachungssatzung der Hansestadt Osterburg (Altmark) in der 
derzeit gültigen Fassung bekanntzumachen und soll in der Regel 14 Tage vor Beginn der Ver-
anstaltung erfolgen. Die Einladungsfrist kann bei besonderer Dringlichkeit auf drei Tage verkürzt werden. 
(2) Einwohnerversammlungen können aufTeile des Gemeindegebietes beschränkt werden. 
(3) Der Bürgermeister unterrichtet den Stadtrat in seiner nächsten Sitzung über den Ablauf der Ein-
wohnerversammlung und die wesentlichen Ergebnisse. 

§ 12 Einwohnerfragestunde 
(1) Der Stadtrat sowie seine beschließenden Ausschüsse führen im Rahmen ordentlicher öffentlicher Sitzun-
gen eine Einwohnerfragestunde durch. 
(2) Der Vorsitzende des Stadtrates legt in der Einladung zur Sitzung den Beginn der Fragestunde fest. 
(3) Der Vorsitzende des Stadtrates stellt den Beginn und das Ende der Fragestunde fest. Findet sich zu Beginn 
der Fragestunde kein Einwohner ein, kann sie geschlossen werden. Die Fragestunde soll auf höchstens 30 
Minuten begrenzt sein. 
(4) Jeder Einwohner ist nach Angabe seines Namens und seiner Anschrift berechtigt, grundsätzlich eine Frage 
und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegenstand der ersten Frage beziehen, zu stellen. Zugelassen wer­
den nur Fragen von allgemeinem Interesse, die in die Zuständigkeit der Gemeinde fallen. Angelegenheiten der 
Tagesord 

nung können nicht Gegenstand der Einwohnerfragestunde sein. 
(5) Die Beantwortung der Fragen erfolgt in der Regel mündlich durch den Bürgermeister oder den Vorsitzenden 
des Stadtrates. Eine Aussprache findet nicht statt. Ist die Beantwortung der Frage in der Sitzung nicht möglich, 
erhält der Einwohner eine schriftliche Antwort, die innerhalb von sechs Wochen - ggf. als Zwischenbe­
scheid -erteiltwerden muss. 
(6) Auf die Einwohnerfragestunden in dem beschließenden Ausschuss finden die Regelungen der Absätze 2 bis 5 ent­
spre 

chend Anwendung. An die Stelle des Vorsitzenden des Stadtrates tritt der Vorsitzende des beschließenden Aus­
schusses. 

§ 13 Bürgerbefragung 
Eine Bürgerbefragung nach§ 28Abs. 3 KVG LSAerfolgt ausschließlich in wichtigen Angelegenheiten des eige­
nen Wirkungskreises der Stadt. Sie kann nur auf Grundlage eines Stadtratsbeschlusses durchgeführt werden, 
in dem die mit ,ja" oder „nein" zu beantwortende Frage formuliert ist und insbesondere festgelegt wird, ob die 
Befragung als Onlineabstimmung oder im schriftlichen Verfahren erfolgt, in welchem Zeitraum die Befragung 
durchgeführt wird und in welcher Form das Abstimmungsergebnis bekanntzugeben ist. In dem Beschluss sind 
auch die voraussichtlichen Kosten der Befragung darzustellen. 

IV. ABSCHNITT - EHRENBÜRGER 
§ 14 Ehrenbürger 
Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenbürgerrechtes oder der Ehrenbezeichnung der Hansestadt Oster­
burg (Altmark) bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder des Stadtrates. 
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V. ABSCHNITI • ORTSCHAFTSVERFASSUNG 

§ 15 Ortschaftsverfassung 
(1) In der Hansestadt Osterburg (Altmark) wird auf der Grundlage des§ 6 des Gebietsänderungsvertrages auf 

unbestimmte Zeit die Ortschaftsverfassung eingeführt. 
Es werden 11 Ortschaften (a bis k) gebildet. Die Grenzen dieser aufgeführten Ortschaften umfassen das 
jeweilige Gebiet der unter a bis k bezeichneten Ortsteile. 

a) Ortschaft Ballerstedt mit Ballerstedt und Klein Ballerstedt 
b) Ortschaft Düsedau mit Düsedau und Calberwisch 
c) Ortschaft Endeben mit Erxleben und Polkau 
d) Ortschaft Flessau mit Flessau, Storbeck, Natterheide, Rönnebeck und Wollenrade 
e) OrtschaftGladigau mitGladigau, Schmersau und Orpensdorf 
f) Ortschaft Königsmark mit Königsmark, Rengerslage, Wasmerslage und Wolterslage 
g) Ortschaft Krevese mit Krevese, Dequede, Polkern und Röthenberg 
h) Ortschaft Meseberg 
i) Ortschaft Rossau mit Rossau und Schliecksdorf 
j) OrtschaftWalsleben mitWalsleben und Uchtenhagen 
k) Ortschaft Osterburg mit Osterburg, Dobbrun, Krumke und Zedau 

(2) Die Ortschaftsverfassung nach Abs. 1 kann nur durch Änderung der Hauptsatzung und mit Zustimmung der 
Mehrheit der Mitglieder des Ortschaftsrates aufgehoben werden. 

(3) In den Ortschaften wird ein Ortschaftsratgewählt. 
(4) Die Zahl der Mitglieder in den Ortschaftsräten wird wie folgtfestgelegt: 

a) Ballerstedt 4 Mitglieder 
b) Düsedau 4 Mitglieder 
c) Erxleben 5 Mitglieder 
d) Flessau 9 Mitglieder 
e) Gladigau 4 Mitglieder 
f) Königsmark 6 Mitglieder 
g) Krevese 6 Mitglieder 
h) Meseberg 4 Mitglieder 
i) Rossau 5 Mitglieder 
j) Walsleben 5 Mitglieder 
k) Osterburg 9 Mitglieder 

(5) Für Angelegenheiten des Verfahrens der Ortschaftsräte, die nicht durch Ges~tz. besondere Rechtsvor 
schritten oder in einer besonderen Geschäftsordnung geregelt sind, gilt im Ubrigen die Geschäftsordnung 
des Stadtrates gemäß§ 8 entsprechend. 

§ 16 Anhörung und Aufgaben der Ortschaftsräte 
(1) Die Anhörung derOrtschaftsräte gemäß§ 84Abs. 2 KVG LSAfindet nach folgendem Verfahren statt: 

1. Die Anhörung wird durch den Bürgermeister eingeleitet, der dem Ortsbürgermeister die zur Entschei 
dung anstehenden Angelegenheiten darstellt und begründet. 
2. Der Ortsbürgermeister informiert den Ortschaftsrat in einer Sitzung, die spätestens einen Monat nach 
Einleitung des Anhörungsverfahrens stattfindet und bittet um Meinungsbildung. In Angelegenheiten, die 
wegen besonderer Dringlichkeit keinen Aufschub dulden, kann der Bürgermeister die Frist nach Satz 1 
angemessen verkürzen. 
3. Das Ergebnis der Beratungen des Ortschaftsrates übermittelt der Ortsbürgermeister unverzüglich, spä 
testens am zweiten Werktag nach der Sitzung, an den Bürgermeister, der, sofern er nicht selbst zuständig 
ist, dem Stadtrat oder dem beschließenden Ausschuss vor der Entscheidung über das Ergebnis der Anhö 
rung berichtet. 

(2) Den Ortschaftsräten werden gemäß § 84 Abs. 3 KVG LSA folgende Angelegenheiten zur Entscheidung 
übertragen, soweit im Haushaltsplan entsprechende Mittel veranschlagt werden: 
a) Veranstaltungen der Heimatpflege und Förderung des örtlichen Brauchtums, 
b) Zuwendungen für Maßnahmen der Jugendförderung, der Seniorenbegegnung, der Kultur- und Sport 

förderung sowie der Förderung von Vereinen und Verbänden, die sich für gemeinnützige Zwecke im 
Interesse der Einwohner und die Belange der Natur und Umwelt in der Hansestadt Osterburg (Altmark) 
einsetzen, 

c) Aufwendungen der sozialen Betreuung von Jugendgruppen, sowie Altenbetreuung, insbesondere für 
Seniorenfeiern, Faschingsfeiern, Kinderfeste und ähnliche gemeindliche Veranstaltungen, 

d) repräsentative Leistungen, Jubiläen und Ehrungen, Öffentlichkeitsarbeit, 
e) Pflege von vorhandenen Partnerschaften, 
f) Verfügung über die historischen Fahrzeuge und Gerätschaften der jeweiligen Ortschaft 

(3) Gemäß§ 84Abs. 3 KVG LSAwird den Ortschaftsräten die Zuständigkeit für die Vergabe und Bewirtschaf 
tung der Dorfgemeinschaftshäuser und Vereinshäuser übertragen. 

§ 17 Einwohnerfragestunden in den Ortschaften 
Im Rahmen ihrer ordentlichen öffentlichen Sitzungen Fragestunden für Einwohner der Gemeinde, die in der 
jeweiligen Ortschaft wohnen, nach folgendem Verfahren durchzuführen: 
(1) Der Ortsbürgermeister legt in der Einladung zur Sitzung den Beginn der Fragestunde fest. Er stellt in der Sit­
zung den Beginn und das Ende der Fragestunde fest. Findet sich zu Beginn der Fragestunde kein Einwohner 
der Gemeinde ein, der in der Ortschaft wohnt, kann sie geschlossen werden. Die Fragestunde soll auf höch­
stens 30 Minuten begrenzt sein. 
(2) Jeder Einwohner der Gemeinde, der in der Ortschaft wohnt, ist nach Angabe seines Namens und seiner 
Anschrift berechtigt, grundsätzlich eine Frage und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegenstand der ersten 
Frage ziehen, zu stellen. Zugelassen werden nur Fragen von allgemeinem Interesse, die Angelegenheiten der 
Ortschaft betreffen. Angelegenheiten der Tagesordnung können nicht Gegenstand der Fragestunde sein. 
(3) Die Beantwortung der Fragen erfolgt in der Regel mündlich durch den Ortsbürgermeister, den Bürgermeis­
ter oder einem vom Bürgermeister beauftragten Vertreter. Eine Aussprache findet nicht statt. Ist die Beantwor­
tung der Frage in der Sitzung nicht möglich, erhält der Fragesteller eine schriftliche Antwort durch den Bürger­
meister, die innerhalb von sechs Wochen erteilt werden muss. 

VI. ABSCHNITT • ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN 

§ 18 Öffentliche Bekanntmachungen 
Die gesetzlich erforderlichen und die ortsüblichen öffentlichen Bekanntmachungen werden nach Maßgabe der 
Bekanntmachungssatzung der Hansestadt Osterburg (Altmark) vorgenommen. 

VII. ABSCHNITT • ÜBERGANGS· UND SCHLUSSVORSCHRIFTEN 

§ 19 Sprachliche Gleichstellung 
Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in weiblicher und männlicher Form. 

§ 20 Inkrafttreten 
Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Hauptsatzung der Hansestadt Osterburg (Altmark) vom 02.07 .2014 außer Kraft. 

Hansestadt Osterburg (Altmark), 03.07 .2015 

~·~!tU~ 
NicoSchulz 
Bürgermeister 

Die Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde des Landkreises Stendal, Hospitalstr. 1-2, 39576 Hanses­
tadt Stendal, wurde mit Schreiben vom 22.07.2015, Aktenzeichen 30.01.06-1.4.1-415-01-2015, gemäß § 10 
Abs. 2 KVG LSAerteilt. 
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Freiwilliger Landtausch: 
Landkreis: 
Verfahrensnummer: 

1 Beschluss 

Öffentliche Bekanntmachung 
Beschluss vom 12.08.2015 

Endeben 
Stendal 
SDL9/0161/03 

Hiermit wird der freiwillige Landtausch Erxleben nach§ 103 cAbs. 2 i.V.m. § 6Abs. 1 Satz2 und§ 86Abs. 2 Nr. 1 
des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der geltenden Fassung angeordnet. 

Verfahrensgebiet 
Dem Verfahren unterliegen folgende Flurstücke: 

Gemarkung Flur Flurstück 

Eri<leben 1 21 
6 34/4 

Die Verfahrensfläche beträgt ca. 13,6 ha. Die betreffenden Flurstücke sind auf der zu diesem Beschluss gehö­
renden Gebietskarte farbig gekennzeichnet. 

II Gründe 
Der Beschluss beruht auf berechtigten Anträgen der Teilnehmer zur Verfahrensdurchführung gemäß § 103 c 
Abs. 1 FlurbG. 
Der freiwillige Landtausch dient agrarstrukturellen Interessen. Für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
wird durch die Zusammenlegung von Grundstücken zu ausreichend großen Wirtschaftsflächen und durch die 
Beseitigung ungünstiger Wirtschaftsformen eine Verbesserung der Betriebsstruktur erzielt. Mit dem Land­
tausch wird erreicht, dass die Bewirtschaftung auf Eigentumsflächen erfolgen kann. 

III Anmeldung von unbekannten Rechten 
Inhaber von Rechten, die nicht aus dem Grundbuch ersichtlich, aber zur Beteiligung am Verfahren berechtigen, 
werden aufgefordert, ihre Rechte innerhalb von 3 Monaten - gerechnet vom ersten Tag der Bekanntmachung 
dieses Beschlusses - bei dem Amtfür Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark anzumelden. 
Diese Rechte sind auf Verlangen des Amtes innerhalb einer von diesem zu setzenden weiteren Frist nachzu­
weisen . Nach fruchtlosem Ablauf der Frist ist der Anmeldende nicht mehr zu beteiligen . 
Werden die Rechte erst nach Ablauf der vorbezeichneten Frist angemeldet oder nachgewiesen, so kann das 
Amt die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gelten lassen. 

IV Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen den Beschluss kann innerhalb von einem Monat nach der Bekanntgabe schriftlich oder mündlich zur Nie­
derschrift Widerspruch beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark, Akazienweg 25, 
39576 Stendal, erhoben werden. 

Im Auftrag 

gez. Kriese 
Sachgebietsleiter 

(OS) 
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Bodenordnungsverfahren: 

Öffentliche Bekanntmachung 

Ross au 
Landkreis: Stendal 
Verfahrens-Nr.: SDL4/0217/04 

Einladung 
zur ersten Teilnehmerversammlung mit der Tagesordnung Wahl des Vorstandes der Teilnehmergemeinschaft 
aufgrund der Einleitung des Bodenordnungsverfahrens Rossau 

Mit Beschluss vom 12.06.2015 wurde das Bodenordnungsverfahren (BOV) Rossau für Teile der Gemarkungen 
Rossau, Rönnebeck, Flessau, Gladigau, Krumke, Natterheide sowie Schmersau angeordnet. 
Mit der Bekanntmachung des Beschlusses entstand die Teilnehmergemeinschaft Rossau als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts. 
Teilnehmer am Verfahren sind die Eigentümer und Erbbau berechtigten der zum Verfahrensgebiet gehörenden Grund­
stücke, sowie die Inhaber von selbständigem Eigentum an Gebäuden und Anlagen auf diesen Grundstücken. 

Die Teilnehmer werden hiermit zur Wahl des Vorstandes der Teilnehmergemeinschaft 
am Donnerstag, den 17. September 2015um 19.00 Uhr 

in das Dorfgemeinschaftshaus Rossau, Stapeler Weg 24, 
39606 Hansestadt Osterburg OT Rossau eingeladen. 

Die Teilnehmergemeinschaft Rossau wählt unter Leitung der Flurneuordnungsbehörde den aus mehreren Mit­
gliedern bestehenden Vorstand. 
Der Vorstand führt die Geschäfte der Teilnehmergemeinschaft. Er soll das volle Vertrauen der Teilneh­
mer besitzen. Wünschenswert ist deshalb, dass sich möglichst viele Teilnehmer an der Wahl des Vor­
standes beteiligen. 
Das Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten (ALFF) Altmark als Flurneuordnungsbehörde setzt 
die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Vorstandes auf fünf (5) fest. 
Gleichzeitig werden anlässlich der Vorstandswahl auch die fünf (5) Stellvertreter der fünf (5) Vorstandsmitglie­
der in einem Wahlgang bestimmt (§21(5) Flurbereinigungsgesetz-FlurbG). 
Wählbar in den Vorstand sowie in den Kreis der Stellvertreter sind auch Personen, die nicht dem Kreis 
der Teilnehmer angehören, z.B. Pächter oder Bewirtschafter der Grundstücke des Bodenordnungsge­
bietes und/oder auch Träger von Ehrenämtern sowie Bedienstete der Kommunalverwaltung. Gewählt sind 
dann diejenigen, welche die meisten Stimmen erhalten (§21 (3) FlurbG). 
Stellvertreter sind diejenigen Bewerber, die nach den gewählten 5 Vorstandsmitgliedern jeweils die meisten 
Stimmen auf sich vereinigen können. 
Demzufolge sollten mindestens zehn (10) Bewerber bei der Wahl des Vorstandes vorgeschlagen wer­
den und sich zur Wahl stellen. 
Wahlberechtigt sind nur Teilnehmer. Jeder Teilnehmer hat eine Stimme; gemeinschaftliche Eigentümer gelten 
als ein Teilnehmer. Einigen sich gemeinschaftliche Eigentümer nicht über die Stimmabgabe, so können sie ihr 
Wahlrecht nicht ausüben. 
Die Vertretung durch Bevollmächtigte ist zulässig. Bevollmächtigte haben sich in der Versammlung durch eine 
schriftliche Vollmacht auszuweisen. Die Unterschrift des Vollmachtgebers muss amtlich beglaubigt sein. Eine 
amtliche Beglaubigung erteilen Behörden (z.B. die Gemeinde) gemäß§ 108 FlurbG gebührenfrei. 
Zu beachten ist jedoch, dass nach § 21 (3) FlurbG im Wahltermin jeder Teilnehmer oder Bevollmächtigte nur 
eine Stimme hat, auch wenn er mehrere Teilnehmer vertritt. Teilnehmer, die nicht selbst in der Wahlversamm­
lung anwesend sein können, werden daher zweckmäßig eine Person bevollmächtigen, die nicht selbst als Teil­
nehmer stimmberechtigt ist. 
Versäumt ein Teilnehmer den Wahltermin oder erklärt er sich nicht bis zum Schluss des Termins zur Wahl des 
Vorstandes, so wird angenommen, dass er mit dem Wahlergebnis einverstanden ist(§ 134 (1) FlurbG). 
Kommt die Wahl im Termin nicht zustande und verspricht ein neuer Wahltermin keinen Erfolg, so kann gemäß§ 21 
(4) FlurbG die Flurbereinigungsbehörde nach Anhörung der landwirtschaftlichen Berufsvertretung Mitglieder 
des Vorstandes bestellen. 
Kommt eine Wahl im Tennin zustande, wird im Anschluss die erste Vorstandssitzung stattfinden, in welcher der gewähl­
te Vorstand der Teilnehmergemeinschaft seinerseits den Vorstandsvorsitzenden und dessen Stellvertreterwählt. 

Hinweis: 
Diese Einladung und die Unterlagen zum Einleitungsbeschluss sind ebenfalls auf der Internetseite der Flurneu­
ordnungsbehörde www.alff.sachsen-anhalt.de unter ALFF Altmark/ Aktuelles/ Agrarstruktur einzusehen. 
Soweit die Teilnehmer und d · bekannt sind, erfolgt eine persönliche Einladung.alff 
Im Auftrag 

,v, /-
Hausdorf 
Sachgebietsleiterin 
Stendal, 05.08.2015 

Bodenordnungsverfahren: 
Landkreis: 
Verfahrens-Nr.: 

Einladung 

Öffentliche Bekanntmachung 

Klein Sehwechten 
Stendal 
SDL4/0193/06 

zur ersten Teilnehmerversammlung mit der Tagesordnung Wahl des Vorstandes der Teilnehmergemeinschaft 
Klein Sehwechten 
Mit Beschluss vom 05.05.2015 wurde das Bodenordnungsverfahren (BOV) Klein Sehwechten für Teile der 
Gemarkungen Klein Sehwechten, Häsewig, Goldbeck und Walsleben angeordnet. 
Mit der Bekanntmachung dieses Beschlusses entstand die Teilnehmergemeinschaft Klein Sehwechten als 
Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
Teilnehmer am Verfahren sind die Eigentümer und Erbbau berechtigten der zum Verfahrensgebiet gehörenden 
Grundstücke sowie die lnhabervon selbständigem Eigentum an Gebäuden und Anlagen auf diesen Grundstücken. 

Die Teilnehmer werden hiermit zur Wahl des Vorstandes der Teilnehmergemeinschaft 
am Donnerstag, den 03.09.2015, um 19.00 Uhr 

in den Speisesaal der Grundschule Goldbeck, Alte Dorfstraße 5, 39596 Goldbeck eingeladen. 

Die Teilnehmergemeinschaft Klein Sehwechten wählt unter Leitung der Flurneuordnungsbehörde den aus meh­
reren Mitgliedern bestehenden Vorstand. 
Der Vorstand führt die Geschäfte der Teilnehmergemeinschaft. Er soll das volle Vertrauen der Teilnehmer besit­
zen. Wünschenswert ist deshalb, dass sich möglichst viele Teilnehmer an der Wahl des Vorstandes beteiligen. 
Das Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten (ALFF) Altmark als Flurneuordnungsbehörde setzt 
die Zahl der zu wählenden Mitglieder des Vorstandes auffünffest. 
Gleichzeitig werden anlässlich der Vorstandswahl auch die fünf Stellvertreter der Vorstandsmitglieder in einem 
Wahlgang bestimmt(§ 21 (5) Flurbereinigungsgesetz-FlurbG). 
Wählbar in den Vorstand sowie in den Kreis der Stellvertreter sind auch Personen, die nicht Teilnehmer am Ver­
fahren sind, z.B. Pächter oder Bewirtschafter der Grundstücke des Bodenordnungsgebietes und/oder Träger 
von Ehrenämtern sowie Bedienstete der Kommunalverwaltung. Gewählt sind dann diejenigen, welche die meis­
ten Stimmen erhalten(§ 21 (3) FlurbG). 
Stellvertreter sind diejenigen Bewerber, die nach den gewählten 5 Vorstandsmitgliedern jeweils die meisten 
Stimmen auf sich vereinigen können. 
Demzufolge sollten mindestens zehn Bewerber bei der Wahl des Vorstandes vorgeschlagen werden und sich 
zur Wahl stellen. 
Wahlberechtigt sind nur Teilnehmer. Jeder Teilnehmer hat eine Stimme; gemeinschaftliche Eigentümer gelten 
als ein Teilnehmer. Einigen sich gemeinschaftliche Eigentümer nicht über die Stimmabgabe, so können sie ihr 
Wahlrecht nicht ausüben. 
Die Vertretung durch Bevollmächtigte ist zulässig. Bevollmächtigte haben sich in der Versammlung durch eine 
schriftliche Vollmacht auszuweisen. Die Unterschrift des Vollmachtgebers muss amtlich beglaubigt sein. Eine 
amtliche Beglaubigung erteilen Behörden (z.B. die Gemeinde) gemäß§ 108 FlurbG gebührenfrei. 
Zu beachten ist jedoch, dass nach § 21 (3) FlurbG im Wahltermin jeder Teilnehmer oder Bevollmächtigte nur 
eine Stimme hat, auch wenn er mehrere Teilnehmer vertritt. Teilnehmer, die nicht selbst in der Wahlversamm­
lung anwesend sein können, werden daher zweckmäßig eine Person bevollmächtigen, die nicht selbst als Teil­
nehmer stimmberechtigt ist. 
Versäumt ein Teilnehmer den Wahltermin oder erklärt er sich nicht bis zum Schluss des Tennins zur Wahl des 
Vorstandes, so wird angenommen, dass er mit dem Wahlergebnis einverstanden ist(§ 134 (1) FlurbG). 
Kommt die Wahl im Termin nicht zustande und verspricht ein neuer Wahltermin keinen Erfolg, so kann gemäß§ 
21 (4) FlurbG die Flurbereinigungsbehörde nach Anhörung der landwirtschaftlichen Berufsvertretung Mitglie­
der des Vorstandes bestellen. 
Kommt eine Wahl im Termin zustande, wird im Anschluss die erste Vorstandssitzung stattfinden, in welcher der 
gewählte Vorstand der Teilnehmergemeinschaft seinerseits den Vorstandsvorsitzenden und dessen Stellver­
treter wählt. 
Hinweis: 
Diese Einladung und die Unterlagen zum Einleitungsbeschluss sind ebenfalls auf der Internetseite der Flurneu­
ordnungsbehörde www.alff.sachsen-anhalt.de/alff-altmark einzusehen. 
Soweit die Teilnehmer und deren Anschriften bekannt sind, erfolgt eine persönliche Einladung. 

Im Auftrag 

~ez. Kriese 
achgebietsleiter 
tenaal, 10.08.2015 
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Finanzamt Stendal 

Bekanntmachung über die 
Offenlegung der Schätzungsergebnisse (§ 13 BodSchätzG} 

Die Schätzungsergebnisse (§ 11 BodSchätzG) in der Gemarl<ung 

Storbeck 

werden in der Zeit vom 27.10.2015 bis 26.11.2015 in den Diensträumen des Finanzamtes 
Stendal offengelegt. 

Der Amtliche Landwirtschaftliche Sachverständige (ALS) ist an folgenden Tagen zur Erteilung 
von Auskünften im Finanzamt anwesend: 

Freitag, den 30.10.2015, 
Freitag, den 6.11.2015, 
Freitag, den 13.11.2015 und 
Freitag, den 20.11.2015 sowie 
nach telefonischer Vereinbarung (Te!. 03931 571 2700). 

Offengelegt werden die Schätzungsergebnisse, die in den Schätzungsurkarten und den Feld­
schätzungsbüchern niedergelegt worden sind. Sie umfassen die Feststellungen zu den land­
wirtschaftlichen Nutzungsarten (§ 2 BodSchätzG), Wertzahlen(§ 4 BodSchätzG) sowie die Be­
schreibungen und Abgrenzungen der geschätzten Flächen nach Klassenftächen, Klassenab­
schnitten und Sonderflächen(§ 5 BodSchätzG). 

Die offengelegten Schätzungsergebnisse werden den Eigentümern und Nutzern der landwirt­
schaftlichen Flächen nicht besonders bekannt gegeben(§ 6 BodSchätzG). 

Gegen die Schätzungsergebnisse steht den Eigentümern der betroffenen Flächen als Rechts„ 
behelf der Einspruch(§ 12 BodSchätzG) gemäß den Vorschriften der Abgabenordnung zu. Der 
Einspruch kann bis zum Ablauf des 28.12.2015 beim Finanzamt schriftlich eingereicht oder zur 
Niederschrift erklärt werden. 

Mit dem Ablauf der Frist für die Einlegung des Rechtsbehelfs 1A1erden die offengelegten Schät­
zungsergebnisse unanfechtbar, _soweit nicht Einspruch eingelegt wurde. 

/ / 
/./" ,.;/ 

/~ / ! 
/ / ,, 
L(,~"\,/-f'--„-~ ·········· 

"- fr. ß,ug, Zf.l'!S / c~1112 1tert) 

Datum, Varsteher/in des Finanzamtes 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gentechnik, 
Umweltverträglichkeitsprüfung zur Einzelfallprüfung nach§ 3c des Gesetzes über die Umweltverträg­
lichkeitsprüfung (UVPG) im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zum Antrag der AC Biogasanlagen 
Altmark GmbH auf Erteilung einer Genehmigung nach§ 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes für 
die wesentliche Änderung der Biogasanlage Plätz 1/11 am Standort Arneburg-Goldheck (Plätz), Land­
kreis Stendal. 
Die AC Biogasanlagen Altmark GmbH beantragte mit Schreiben vom 20.02.2014 beim Landesverwaltungsamt 
die Erteilung einer Genehmigung nach§ 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BlmSchG) die wesentl i­
che Änderung einer 

Biogasanlage Plätz 1111 
hier: Einsatz von 2.920 t/a Hühnertrockenkot (HTK) sowie 

Errichtung und Betrieb einer Gärresttrocknung von < 1 O t/d mit 
Abluftreinungsanlage und zwei Lagerbunkern für HTK bzw. Gärrest, trocken 

(Anlage nach den Nrn. 1.2.2.2, 8.6.3.2 und Nr. 8.13 aus Anhang 1 der Verordnung über genehmigungsbedürfti­
geAnlagen (4. BlmSchV)) 
auf dem Grundstück in 39606 Hansestadt Osterburg (Altmark) 
Gemarkung: Walsleben 

Flur: 5 
Flurstück: 244 sowie 

in der Verbandsgemeinde Arneburg-Goldheck, 39596 Arneburg 
Gemarkung: Bertkow 

Flur: 69 
Flurstücke: 206/3; 228. 

Gemäß§ 3a UVPG wird hiermit bekannt gegeben, dass im Rahmen einer Einzelfallprüfung nach § 3c UVPG 
festgestellt wurde, dass durch das genannte Vorhaben keine erheblichen nachte iligen Auswirkungen zu 
befürchten sind, so dass im Rahmen des Genehmigungsverfahrens keine Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) erforderlich ist 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht die Feststellung, dass eine UVP unterbleiben soll , auf 
einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3c UVPG, ist die Einschätzung der zuständigen Behörde in einem 
gerichtlichen Verfahren betreffend die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens nur darauf zu über­
prüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den Vorgaben von§ 3c UVPG durchgeführt worden ist und ob das 
Ergebnis nachvollziehbar ist. 
Die Unterlagen, die dieser Feststellung zugrunde liegen , können beim Landesverwaltungsamt, Referat Immis­
sionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung in 06118 Halle/Saale, Des­
sauer Str. 70 als der zuständigen Genehmigungsbehörde, eingesehen werden. 

Öffentliche Bekanntmachung 
des Wahlleiters der Hansestadt Osterburg (Altmark) für 

die Kommunalwahlperiode von 2014 bis 2019 
- Nachrücken in den Stadtrat -

Frau Sigrid Fischer ist mit Ablauf des 31.07.2015 aus persönlichen Gründen aus dem Stadtrat der Hansestadt 
Osterburg (Altmark) ausgeschieden. 

Als nächst festgestellter Bewerber auf der Liste „DIE LINKE" rückt nach dem Wahlergebnis der Kommunalwahl 
vom 25. 05. 2014 Herr Horst-Dieter G u se gemäß § 42 Absatz 4 Korn muna lverfassungsgesetz des Landes Sach­
sen-Anhalt in Verbindung mit§ 47 Absatz 4 Kommunalwahlgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KWG LSA) in 
den Stadtrat der Hansestadt Osterburg (Altmark) nach. 

Gemäß§ 47 Absatz 5 KWG LSA in Verbindung mit§ 75Absatz 1 Kommunalwahlordnung wird das Nachrücken 
des nächst festgestellten Bewerbers Horst-Dieter Guse in den Stadtrat der Hansestadt Osterburg (Altmark) hier­
mit öffentlich bekannt gegeben. 

D•tl•fKcil""J ~ Gemeindewahlleiter 
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Bekanntgabe 
Befischungen im Zusammenhang mit der EG-Wasserrahmenrichtlinie 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die AG Fischökologie Braunschweig (Projektleiter: Dipl.-Biol. Ingo Brümmer) hat den Auftrag im 
Zeitraum 10.08.-31.10.2015 eine Befischung in den nachfolgend genannten Gewässern 
durchzuführen: 

Bruchgrabenbei Belsdorf 
Grenzgraben östlich Sandau 
Große Wässerung südwestlich Ferchlipp 
Hauptgraben oberhalb Klietzer See 
Landgraben bei Schönfeld 
Neue Jäglitz Brücke Kümmernitz - Vehlgast 
Seegraben Brücke Blankensee - Wolterslage 

Zweck der Befischungen ist die Erfassung des Fischartenspektrums zur Bewertung des 
ökologischen Zustands der Gewässer vor dem Hintergrund der EG-Wasserrahmenrichtlinie. 
Auftraggeber ist das Landesamt für Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft Sachsen-Anhalt 
(Ansprechpartner dort ist Herr Gohr, Tel: 03911581-1162). 

Die Untersuchungen dauern jeweils einen Tag und umfassen einen Abschnitt von maximal 600 m 
Länge, die elektrisch zu befischen sind. Die Fische werden bestimmt, vermessen und wieder 
zurückgesetzt. Zusätzlich werden Parameter wie Wassertemperatur, Sauerstoffgehalt, 
Leitfähigkeit und pH-Wert ermittelt sowie Fotos der Gewässer angefertigt. 

Die Auftragsbescheinigung und die erforderliche Elektrofischereigenehmigung durch die Obere 
Fischereibehörde werden bei der Befischung zur Einsichtnahme mitgeführt. 

Bei Rückfragen stehe ich unterderTelefonnummer0531/894630 gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Dipl.-Biol. Hans-Joachim Ephan 
AG Fischökologie Braunschweig 

Grundstücksverkauf 

Die Hansestadt Osterburg (Altmark) schreibt folgendes Grundstück zum Verkauf aus: 

Wohn- und Geschäftshaus Breite Str. 75 in Osterburg 
Das im Innenstadtbereich gelegene und mit einem leerstehenden teilsanierten zweigeschossigen 
Gebäude mit Anbau bebautem Grundstück wird von der Stadt zum Verkauf angeboten. Nach einer 
erfolgreichen Gebäudesicherung sind weitere Sanierungsmaßnahmen im Innenbereich 
erforderlich. So kann das Objekt wieder einer Nutzung als Wohn- und/oder Geschäftshaus in 
attraktiver Lage zugeführt werden. 
Das Grundstück hat eine Gesamtgröße von 161 m2

• 

Nähere Informationen zum Grundstück erhalten Sie auf der Internetseite der Hansestadt Osterburg 
(Altmark) unter www.osterburg.de oder zu den Sprechzeiten im Amt für Finanzen, Bereich Liegen­
schaften, in der Stadtverwaltung, Emst-Thälmann-Str. 10, 39606 Hansestadt Osterburg (Altmark). 

Kaufinteressenten senden ihre Kaufangebote mit Nutzungskonzept bitte 
bis zum 15.09.2015 an die 

Stadtverwaltung-Amt für Finanzen, 
Bereich Liegenschaften 
Ernst-Thälmann-Str.10 
39606 Hansestadt Osterburg (Altmark) 
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